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Factsheet 3: Pflegende Angehörige stärken 

 

Drei zentrale Forderungen zur Bundestagswahl 2025 

Pflegende Angehörige sind eine tragende Säule der Versorgung pflegebedürftiger Menschen 
in Deutschland. Ohne sie würde sich die aktuelle Pflegekrise deutlich gravierender auf pfle-
gebedürftige Menschen und die Gesellschaft auswirken. Denn die meisten Pflegebedürftigen 
werden vor allem zu Hause durch Nahestehende unterstützt. Auch Personen, die keine di-
rekte Pflege leisten, aber im Alltag unterstützen, zählen dazu – sie organisieren zum Beispiel 
Arzttermine oder helfen als Betreuung. Als pflegende Angehörige gelten zudem Personen, 
die sich regelmäßig um eine pflegebedürftige Person kümmern, die in einer stationären Pfle-
geeinrichtung lebt.1 

1,4 Millionen Menschen und damit 7,6 Prozent der Bevölkerung galten in Nordrhein-Westfa-
len im Dezember 2023 als pflegebedürftig im Sinne des Sozialgesetzbuches XI (SGB XI).2 
Berechnungen des statistischen Landesamtes zufolge wird diese Zahl bis 2050 auf 1,6 Milli-
onen ansteigen3. Insgesamt lebten in Deutschland im Jahr 2023 rund 5,7 Millionen pflegebe-
dürftige Menschen. Rund 86 Prozent, also 4,9 Millionen pflegebedürftige Menschen wurden 
zu Hause gepflegt. Davon wiederum wurden 78 Prozent ausschließlich von pflegenden An-
gehörigen versorgt. Bei 22 Prozent der Pflegebedürftigen wurde die Pflege durch einen am-
bulanten Pflegedienst oder eine Kombination aus pflegenden Angehörigen und Pflegedienst 
erbracht.4 Zur Anzahl pflegender Angehöriger in Deutschland gibt es sehr unterschiedliche 
Hochrechnungen. Eine Veröffentlichung auf Basis der Daten des Sozio-ökonomischen Pa-
nels (SOEP) von 2021 geht von circa 7,1 Millionen pflegenden Angehörigen aus.5 

Als tragende Säule des Systems benötigen pflegende Angehörige eine öffentliche Anerken-
nungskultur und Respekt für ihre Leistung. Sie benötigen Entlastung und eine bessere finan-
zielle Absicherung, wenn Pflege und Erwerbsarbeit miteinander kombiniert werden müssen. 
Die informelle Pflege zu stärken, ist letztlich eine der effektivsten Lösungen für den Personal-
mangel in der professionellen Pflege.  

Die Diakonie schlägt vor: 

1. Pflegende Angehörige stärken, indem Lohnersatzleistungen gesetzlich zugesichert 
werden 

Wer die Hauptverantwortung für die Pflege eines Menschen übernimmt, muss die Pflege mit 
der eigenen Erwerbstätigkeit und Altersvorsorge besser vereinbaren können. Insbesondere 
Frauen laufen Gefahr, ihr Einkommen und ihren Job zu verlieren und in Altersarmut zu rut-
schen. Gerade vor dem Hintergrund, dass das Pflegesystem in Deutschland vorrangig die 
häusliche Pflege unterstützt6, muss die Bundesregierung die pflegenden Angehörigen stärker 
finanziell unterstützen. 

 
1 Zentrum für Qualität in der Pflege ZQP (abgerufen am 20. Januar 2025): Pflegende Angehörige in Deutschland 
2 IT.NRW (2024): NRW: Zahl der Pflegebedürftigen 2023 um rund 16 Prozent gestiegen 
3 IT NRW (2023): Zahl der pflegebedürftigen Menschen in NRW steigt bis 2050 | Landesbetrieb IT.NRW 
4 Statistisches Bundesamt (Destatis, 2025): Mehr Pflegebedürftige 
5 Zentrum für Qualität in der Pflege ZQP (abgerufen am 20. Januar 2025): Pflegende Angehörige in Deutschland 
6 BLAG Pflegereform (2023): Diskussionspapier „Sicherstellung der pflegerischen Versorgung In der Langzeit-
pflege“ 

https://www.zqp.de/schwerpunkt/pflegende-angehoerige/
https://www.it.nrw/nrw-zahl-der-pflegebeduerftigen-2023-gestiegen
https://www.it.nrw/zahl-der-pflegebeduerftigen-menschen-nrw-steigt-bis-2050-um-fast-ein-drittel-125128
https://www.destatis.de/DE/Themen/Querschnitt/Demografischer-Wandel/Hintergruende-Auswirkungen/demografie-pflege.html
https://www.zqp.de/schwerpunkt/pflegende-angehoerige/
https://www.diakonie-rwl.de/sites/default/files/blag-diskussionspapier-sicherstellung-der-pflegerischen-versorgung.pdf
https://www.diakonie-rwl.de/sites/default/files/blag-diskussionspapier-sicherstellung-der-pflegerischen-versorgung.pdf
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In einem ersten Schritt sollte eine Lohnersatzleistung für pflegende Angehörige nach dem 
Vorbild des Elterngeldes eingeführt werden. Unterbricht die Hauptpflegeperson ihre Erwerbs-
tätigkeit für die Pflege, sollten die Rentenversicherungsbeiträge in der bisherigen Höhe wei-
tergezahlt werden. Ein weiterer Schritt könnte die Einführung eines Care-Gehalts sein.7 

2. Kommunen verpflichten, die Zusammenarbeit im Quartier stärker selbst zu gestal-
ten 

In Zusammenarbeit mit den Akteur*innen vor Ort sind die Kommunen bisher nur zur Gestal-
tung des Sozialraumes aufgefordert. Um einer ungleichen Infrastruktur in den Kommunen 
entgegenzuwirken und den Auf- und Ausbau gleichwertiger Lebensverhältnisse zu fördern, 
muss die subsidiäre Förderung der pflegerischen Infrastruktur in § 71 SGB XII als Pflichtauf-
gabe der Kommunen definiert werden. Erst damit wird den Kommunen die entscheidende 
gestaltende Funktion bei der Pflegeinfrastruktur zugeschrieben, die sie dann durch eine re-
gelmäßige und verbindliche Altenhilfeplanung übernehmen müssen. 

Ein lokales Quartiersmanagement sollte die Akteur*innen vor Ort vernetzen und sowohl die 
Zusammenarbeit der professionellen Versorgungsstrukturen (Pflegeeinrichtungen, Ärzt*in-
nen, Therapeut*innen etc.) untereinander als auch mit ehrenamtlichen Unterstützungsstruk-
turen und sozialen Angeboten stärken. 

Ziel muss eine gesundheitsförderliche und -erhaltende Infrastruktur sein, die den Verbleib in 
der eigenen Häuslichkeit so lange wie möglich unterstützt. Im Idealfall sollte der Eintritt von 
Pflegebedürftigkeit durch präventive Maßnahmen und die Möglichkeit der Inanspruchnahme 
sozialer Angebote verzögert werden. 

3. Die Beratungsinfrastruktur muss ausgebaut und pflegebedürftige Menschen und 
ihre Zugehörigen müssen umfassend informiert werden 

Das komplexe Leistungsrecht der Pflegeversicherung und die Vielfalt von Leistungserbrin-
ger*innen überfordert viele Pflegebedürftige und deren Angehörige. Das komplexe System 
erfordert die Vermittlung umfassender Informationen und Unterstützung bei der Inanspruch-
nahme der Leistungen. Diesem hohen Anspruch wird das heutige Beratungsangebot nur be-
dingt gerecht, obwohl dazu ein gesetzlicher Anspruch besteht (§ 7a SGB XI). 

Nur, wenn die pflegebedürftigen Menschen umfassend über die verschiedenen Leistungen 
der Pflegeversicherung und anderer Sozialversicherungen informiert werden, kann die best-
mögliche und individuell passgenaue Versorgung erfolgen. 

 
7 DEVAP (2024): Strategiepapier 2025-2029 

https://strategiepapier.devap.de/

